
Die Finanzverwaltung stellt seit 2010  
strenge technische und buchhalterische  
Anforderungen an Kassensysteme für 
Bargeschäfte und für den bargeldlosen 
Zahlungsverkehr. Für Altgeräte gab es eine 
Übergangsfrist, die jedoch zum 31.12.2016 
ausläuft. Der Unternehmerbrief informiert 
Sie über die Anforderungen und Ausnah-
men, die Sie ab dem 01.01.2017 kennen und  
ggfs. beachten müssen.

Wenn ein Unternehmen über Bargeldeinnahmen verfügt, nutzt es 
in der Regel technische Systeme, die der Buchhaltung vorgelagert 
sind. Hierzu gehören zum Beispiel Registrierkassen, PC-Kassen-
systeme oder auch Taxameter. Diese Systeme stellen einen Teil der 
Buchführung dar und unterliegen daher denselben Aufzeichnungs- 
und Aufbewahrungspflichten wie Buchführungssysteme. Neben den 
wirtschaftlichen Vorteilen, die diese Form der Buchhaltung bietet, 
sind damit jedoch auch zahlreiche Pflichten verbunden.

Bereits im Schreiben vom 26.11.2010 (BStBl. I 2010, S. 1342 ) zur 
Aufbewahrung digitaler Unterlagen bei Bargeschäften, stellte das 
BMF strenge Regelungen hinsichtlich der Pflichten der Unternehmer 
im Zusammenhang mit der Nutzung von Kassensystemen auf. 

Ordnungsgemäße  
Kassenbuchführung 
ab 01.01.2017
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Zugunsten der Unternehmer gab es jedoch eine Übergangsrege-
lung. Aufgrund dieser Regelung durften die alten Kassensysteme 
wie bislang weiter genutzt werden. Diese Übergangsfrist läuft am 
31.12.2016 ab. Eine Verlängerung wird es nicht geben.

Ab dem 01.01.2017 müssen deshalb sämtliche Kassendaten 

■ ■ elektronisch, 

■ ■ jederzeit verfügbar,

■ ■ unverdichtet und 

■ ■ veränderungssicher 

aufgezeichnet werden. Zudem ist die maschinelle Auswertbar-
keit der Einzeldaten während des Aufbewahrungszeitraumes zu 
gewährleisten. Neben der Speicherung der Daten im Kassensystem 
selbst, kann diese auch auf einem externen Datenträger erfolgen.

Unternehmer, die Kassensysteme verwenden, müssen diese deshalb 
bis zum 31.12.2016 entsprechend den Bestimmungen des BMF-
Schreibens vom 26.11.2010 aufrüsten oder – wenn eine Aufrüstung 
technisch nicht möglich ist – neue Systeme einführen.

Es ist daher unbedingt anzuraten zu ermitteln, ob eine ein-
gesetzte Registrier- oder PC-Kasse über eine Druck- und 
Schnittstellenfunktion verfügt. Ist dies nicht der Fall, darf 
die Kasse ab dem 01.01.2017 nicht mehr weiter verwen-
det werden, da bei fehlender Schnittstellenfunktion eine 
maschinelle Auswertung nicht möglich ist.

Im Detail gilt folgendes:
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Strenge Aufzeichnungs- und  
�Aufbewahrungspflicht für 
elektronische Kassen (Grundsatz)

Elektronische Kassen ( elektronische Registrierkassen, PC-Kassen
systeme und andere computergestützte Systeme) unterliegen 
hinsichtlich der Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten den 
gleichen rechtlichen Vorgaben und Grundsätzen, die für die übrige 
Buchführung gelten. So müssen digital gespeicherte Unterlagen 
unter anderem neben den sich aus den „Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger DV-gestützter Buchführungssysteme (GoBS )“ vom 07.11.1995 
(BStBl I S. 738 ), auch den sich aus den „Grundsätzen zum Daten-
zugriff und zur Prüfbarkeit digitaler Unterlagen (GDPdU)“ vom  
 16.11.2001 (BStBl I S. 415 ) ergebenden Anforderungen genügen.

Die Kasse muss jederzeit kassensturzfähig sein. Der tatsächlich 
vorhandene Bargeldbestand muss somit stets dem Bestand laut 
Aufzeichnungen entsprechen. Aufgrund der täglich geführten Auf-
zeichnungen muss sich erkennen lassen, dass bei Kassenschluss ein 
Soll / Ist-Vergleich durchgeführt und ein täglicher Tagesendbestand 
ermittelt wurde.

Es gilt die Einzelaufzeichnungspflicht, die sich sowohl aus der 
höchstrichterlichen Finanzrechtsprechung, als auch aus § 22 Abs. 2 
Nr. 1 Umsatzsteuergesetz (UStG ) ergibt. Somit müssen alle steuer-
lich relevanten Einzeldaten, einschließlich mit der Kasse möglicher-
weise erzeugter Rechnungen unveränderbar und vollständig digital 
aufbewahrt werden. Festzuhalten sind Betrag, Inhalt des Geschäfts, 
Name des Vertragspartners, sowie eine ausreichende Bezeichnung 
des Geschäftsvorfalls. Darüber hinaus sind unter anderem auch die 
Auswertungs-, Programmier- und Stammdatenänderungsdaten zu 
archivieren. Zudem sind sämtliche zum Gerät gehörige Organisa-
tionsunterlagen, wie Handbücher, Bedienungs- und Programmier
anleitungen und alle weiteren Anweisungen zur Programmierung 
des Geräts aufzubewahren.

Werden neben Bargeschäften auch unbare Geschäftsvorfälle 
erfasst, muss mit Hilfe der gespeicherten Einzeldaten ein Abgleich 
der baren und unbaren Zahlungsvorgänge gewährleistet sein. 
Ebenso ist eine zutreffende Verbuchung im Buchführungs- bzw. 
Aufzeichnungswerk sicherzustellen.

Eine verdichtete Speicherung der Daten sowie die ausschließ-
liche Speicherung der Rechnungsendsumme sind unzulässig. 
Einnahmen und Ausgaben sind in ihrer tatsächlichen zeitlichen 
Reihenfolge aufzuzeichnen und die zugehörigen Belege müssen 
ebenso geordnet abgelegt werden. Die Aufzeichnungen müs-
sen zum einen für einen Dritten lesbar und nachvollziehbar bzw. 
nachprüfbar sein und zum anderen jederzeit verfügbar, unverzüg-
lich lesbar und maschinell auswertbar sein. Unzulässig sind damit 
Überschreibungen, Schwärzung von Daten und Überklebungen. 
Auch genügt es nicht die Daten nur in ausgedruckter Form aufzube-
wahren. Die Daten müssen digital, in einem auswertbaren Format 
vorliegen.

Sofern, etwa aufgrund zu geringen Speicherplatzes, eine Speiche-
rung der Daten innerhalb des Gerätes nicht möglich sein sollte, 
besteht entweder die Möglichkeit, die Kasse mit entsprechenden 
Speichererweiterungen auszustatten oder aber ein Archiv
system zur externen Speicherung der Daten zu verwenden. Auch 
dann muss jedoch gewährleistet sein, dass die Daten unverändert 
und jederzeit maschinell auswertbar für die Dauer der gesetzlichen 
zehnjährigen Aufbewahrungsfrist gespeichert werden. Die Auswer-
tungsmöglichkeiten müssen denen des Kassensystems entsprechen. 

Die Nachweispflicht, dass alle steuerlich relevanten Daten entspre-
chend der beschriebenen Erfordernisse gespeichert werden, trägt 
der Unternehmer! 



4 
Folgen für offene Ladenkassen:  
weiterhin zulässig

Offene Ladenkassen dürfen grundsätzlich weiter verwendet werden. 
Auch wenn dies auf den ersten Blick im Vergleich zu einer Aufrüs-
tung oder Neuanschaffung als der wirtschaftlichere und einfachere 
Weg erscheint, ist zu bedenken, dass grundsätzlich die aufgezeigten 
Anforderungen an eine ordnungsgemäße Kassenführung auch bei 
Einsatz offener Ladenkassen zu beachten sind.

Beim Einsatz offener Ladenkassen ist ebenfalls – bis auf wenige 
Ausnahmen – die Aufzeichnung eines jeden einzelnen Handels-
geschäftes mit ausreichender Bezeichnung des Geschäftsvorfalls 
erforderlich. Wie bei den Registrierkassen besteht nur dann eine 
Ausnahme von der Einzelaufzeichnungspflicht, wenn nachweis-
lich Waren von geringem Wert an eine unbestimmte Vielzahl nicht 
bekannter und auch nicht feststellbarer Personen verkauft werden.

In allen anderen Fällen sind der Inhalt des Geschäfts, sowie Name, 
Firma und Adresse des Vertragspartners, genauso wie bei den 
Registrier- und PC-Kassen, zu erfassen.

Darüber hinaus ist zu bedenken, dass die offene Ladenkasse erheb-
lich anfälliger für Diebstähle und bei einer steigenden Anzahl von 
Geschäftsvorfällen nur schwer administrierbar ist.

5 
Datenzugriffsrecht  
der Finanzverwaltung 

Im Zusammenhang mit der dargestellten Aufbewahrungs- und 
Aufzeichnungspflicht ist zu beachten, dass der Finanzverwaltung 
gemäß § 147 Abs. 6 Abgabenordnung (AO) im Hinblick auf die  
digitalen, aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Kassen
daten, bei einer Außenprüfung das Recht auf Datenzugriff zusteht. 
Beispielsweise kann daher im Rahmen des unmittelbaren oder  
mittelbaren Datenzugriffs Einsicht am Kassensystem vorgenommen 
oder eine Datenträgerüberlassung verlangt werden.

Für den Fall, dass durch die Finanzverwaltung eine Datenträger-
überlassung verlangt wird, sind die oben beschriebenen Daten 
auf einem maschinell verwertbaren Datenträger, wie zum Beispiel 
CD, DVD oder USB-Stick, zur Verfügung zu stellen. Somit muss das 
Unternehmen neben der bloßen Speicherung der Einzeldaten und 
Strukturinformationen in der Kasse auch sicherstellen, dass die 
Daten exportiert und in einem für das Finanzamt lesbaren Format 
zur Verfügung gestellt werden können.
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Ausnahmen

Eine Erfassung von Kundennamen ist im Falle von Bargeschäf-
ten bei PC-Kasse / Registrierkassen ohne Kundenverwaltung nicht 
erforderlich. Darüber hinaus besteht eine Ausnahme zur Pflicht der 
Einzelaufzeichnung nur dann nicht, wenn nachweislich Waren von 
geringem Wert an eine unbestimmte Vielzahl nicht bekannter und 
auch nicht feststellbarer Personen verkauft werden. 

Jedoch müssen in einem solchen Fall die Bareinnahmen mittels 
eines Kassenberichts nachgewiesen werden. Hierzu sind die Bar-
einnahmen täglich mit dem Anfangs- und Endbestand der Kasse 
abzugleichen. Zunächst ist der gesamte geschäftliche Bargeldend-
bestand täglich zu ermitteln. Zu diesem Bargeldendbestand werden 
die Entnahmen und Ausgaben des Tages addiert, sowie die Einlagen 
und der Kassenanfangsbestand abgezogen. Dadurch ergeben sich 
dann die jeweiligen Tageseinnahmen.

Die erklärten Einnahmen, sowie sämtliche Entnahmen und Einlagen 
müssen, wie bei der elektronischen Speicherung auch, für Dritte 
nachvollziehbar und auf ihre Vollständigkeit und Richtigkeit über-
prüfbar sein. Sie sind daher durch Belege nachzuweisen.

Zusätzlich sollte der Bargeldendbestand stets durch ein soge
nanntes Zählprotokoll nachgewiesen werden. Hierbei sind die 
genauen Summen anzugeben. Rundungen oder Schätzungen sind 
unzulässig.

Wichtig ist, zur Erstellung des Kassenberichts nur als ordnungsge-
mäß anerkannte Software zu verwenden. Es muss gewährleistet 
sein, dass eine nachträgliche Änderung der eingegebenen Daten 
entweder gar nicht oder nur unter Verwendung eines vom Pro-
gramm gesetzten Vermerks möglich ist. Tabellen die mit Standard-
programmen, wie Microsoft Office erstellt wurden ( z.B. Word- oder 
Excel-Tabellen ), sind nicht manipulationssicher und genügen daher 
auch nicht den rechtlichen Anforderungen.

3 
Folgen für Altgeräte – Aufrüstung oder  
Ausmusterung der Registrierkassen 

Kassensysteme, bei denen eine Speicherung in der oben darge-
stellten Art und Weise nicht möglich ist, dürfen nur noch bis zum 
31.12.2016 eingesetzt werden.

Sollten Updates, die den Anforderungen des BMF-Schreibens vom 
26.11.2016 genügen, nicht möglich sein, ist dringend anzuraten, 
eine entsprechende Neuanschaffung zu tätigen. Geräte, die nicht 
aufrüstbar sind, dürfen ab dem 01.01.2017 aus rein rechtlicher 
Sicht nicht mehr genutzt werden.



6 Folgen von Verstößen

Eine nicht ordnungsgemäße Kassenführung hat den Verlust der 
Ordnungsmäßigkeit der gesamten Buchführung zur Folge. Auf- 
grund dessen hat auch das Ergebnis der Buchführung keine Beweis-
kraft für die Besteuerung gemäß § 158 AO. Das Finanzamt nimmt 
in diesem Fall eine Schätzung der Besteuerungsgrundlagen nach 
§ 162 AO vor.

Insbesondere können in diesem Zusammenhang neben Umsatz- 
und Gewinnschätzungen auch Steuerstrafverfahren drohen. Dies  
ist dann der Fall, wenn die Finanzbehörde durch Schlüssigkeits
verprobungen Differenzen feststellt, die durch den betroffenen 
Unternehmer nicht substantiell widerlegt werden können.

Weitere strafrechtliche Probleme können sich aus dem vorsätzli-
chen oder grob fahrlässigen Löschen, sowie bei Manipulationen 
in der Programmierung von Kassensystemen durch Dritte, wie zum 
Beispiel Kassenhersteller, Kassenaufsteller oder IT-Unternehmen, 
ergeben.

Im Falle solcher Eingriffe kommt eine Strafbarkeit nach § 274 Abs. 1  
Strafgesetzbuch ( StGB, Urkundenunterdrückung ) oder nach  
§ 370 AO (Steuerhinterziehung bzw. Beihilfe zur Steuerhinter
ziehung), sowohl für den Unternehmer, als auch für den Dritten
in Betracht.

Haben Sie Fragen zum Thema 
dieser Ausgabe? 
Sprechen Sie uns an!

Ergebnis und Ausblick
Zusammenfassend ist die Aufrüstung der Kassensysteme  
entsprechend der Vorgaben des BMF-Schreibens unbedingt 
anzuraten. Ist eine solche nicht möglich, sollte ein entspre-
chendes neues Kassensystem angeschafft werden. Im Falle 
der Nichtbeachtung der Anforderungen an die ordnungsge-
mäße Kassenbuchführung drohen im schlimmsten Fall sogar 
strafrechtliche Konsequenzen.

Ein aktueller Gesetzesentwurf sieht weitere Verschärfungen  
durch zusätzliche zertifizierte technische Sicherheits-
einrichtungen ab dem 01. 01. 2020 vor. Muss ohne-
hin ein neues Kassensystem angeschafft werden, 
sollte darauf geachtet werden, dass dieses zumindest  
entsprechend aufrüstbar ist.

Nicole Schirmer
Dipl.-Kauffrau, Steuerberaterin

nicole.schirmer@schwarzundpartner.de

Frau Schirmer hat langjährige  
Berufserfahrung als Steuerberaterin  
und ist auf die steuerliche und  
betriebswirtschaftliche Beratung  
und Begleitung von Unternehmen  
jeglicher Rechtsformen spezialisiert. 
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